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Die GdP warnt trotzdem vor einer 
falschen Terrorangst, weil das nur den 
Terroristen nutzen würde. Zugleich hat 
sie die Politik aufgefordert, der Polizei 
und den Sicherheitsbehörden endlich 
die notwendigen Mittel zur Verfügung 
zu stellen, um einen drohenden Terror-
anschlag in Deutschland 
verhindern zu können. Al-
len voran fordert die GdP, 
dass der dramatische Per-
sonalbau der vergangenen 
Jahre bei der Polizei und 
den Strafverfolgungsbe-
hörden endlich gestoppt 
wird und dass die Polizei 
wieder auf die Vorratsda-
tenspeicherung zugreifen 
darf, um so die Kommuni-
kationsstrukturen von Ter-
rorverdächtigen aufspüren 
zu können. 

In einem nur wenige 
Tage nach den Terroran-
schlägen von Paris ausge-
strahlten Interview mit 
dem Deutschlandfunk er-
innerte GdP-Landesvorsit-
zender Arnold Plickert dar-
an, dass in den letzten zehn Jahren 
bundesweit fast 15 000 Stellen bei der 
Polizei abgebaut worden sind, 1500 da-
von alleine in NRW. Weil die rot-grüne 
Landesregierung derzeit vor allem die 
Schuldenbremse im Kopf hat, sollen in 
NRW bis 2025 sogar weitere 3700 Stel-
len wegfallen. Die Innere Sicherheit sei 
in den vergangenen Jahren „fast ka-
puttgespart worden“, kritisierte Pli-
ckert. „Wer bei der jetzigen Sicher-
heitslage noch darüber nachdenkt, 
Polizei abzubauen, spielt den Terror-

Nicht auf einen Terroranschlag 
in Deutschland warten

1800 radikale Salafisten gibt es nach Schätzungen der Sicherheitsbehörden zurzeit alleine in NRW, 250 von 
ihnen gelten als gewaltbereit. Sie sind ein Sicherheitsrisiko, wenn es um die Frage geht, ob nach den Anschlägen 
von Paris auch in Deutschland mit Terroranschlägen zu rechnen ist. Eine Gefahr droht vor allem von den Islamis-
ten, die nach Syrien und in den Irak ausgereist sind, um am dort tobenden brutalen Bürgerkrieg teilzunehmen.  
40 der 150 aus NRW ausgereisten Terrorkämpfer sind bereits nach NRW zurückgekehrt. Sie sind durch die eigene 
Kriegserfahrung nicht nur enthemmt, sondern bringen auch Erfahrungen im Bombenbau und in der Waffenanwen-
dung mit. Sicherheitsexperten gehen deshalb davon aus, dass es auch in Deutschland in absehbarer Zeit zu einem 
Terroranschlag kommen kann. 

gruppen in die Hand“, warnte er. Bei 
der Vorratsdatenspeicherung erinnerte 
der GdP-Vorsitzende zudem daran, 
dass mit diesem Instrument zwar nicht 
jeder Terroranschlag verhindert wer-
den kann, dass der Zugriff auf die Ver-
bindungsdaten aber einen Einblick in 

die internen Kommunikationsstruktu-
ren von Terrorgruppen ermöglicht. Das 
sei wichtig, weil die Täter ihre Anschlä-
ge häufig über das Internet vorberei-
ten. „Wir können sehen: Wer verkehrt 
auf diesen Internetseiten. Wer hat Zu-
griff? Wer kommuniziert mit wem? Und 
können daraus unsere Schlussfolge-
rungen ziehen“, sagte Plickert im 
Deutschlandfunk. Wie wichtig das ist, 
zeigten die beiden bekanntesten ver-
suchten Terroranschläge in NRW: Bei 
der Enttarnung der Sauerlandgruppe 

war der Zugriff auf die Verbindungsda-
ten entscheidend für die Überführung 
der Täter. Bei der Aufklärung des 
gescheiterten Kofferbombenattentats 
waren die Verbindungsdaten ebenfalls 
ein zentrales Ermittlungsinstrument. 
Auch in Frankreich, wo die Vorratsda-

tenspeicherung gesetzlich 
verankert ist, werden jetzt 
die Verbindungsdaten der 
Täter und ihres Umfelds 
intensiv durchleuchtet, um 
so mögliche Unterstützer 
der beiden Anschläge auf-
zuspüren und um Nachah-
mertaten zu verhindern.

Nordrhein-Westfalens 
Innenminister Ralf Jäger 
(SPD) hat deshalb kurz 
nach den Pariser Attenta-
ten erklärt, er halte die 
Vorratsdatenspeicherung 
für ein wichtiges Ermitt-
lungsinstrument. Wider-
stand kommt hingegen 
von Bundesjustizminister 
Heiko Maas (SPD), der 
die Wiedereinführung der 
Vorratsdatenspeicherung 

in jedem Fall verhindern will. Auf Lan-
desebene gilt das auch für die Grünen. 
Die GdP hat deshalb die Landesregie-
rung aufgefordert, ihren internen Streit 
um die Vorratsdatenspeicherung end-
lich zu beenden und sich in Berlin für 
deren Wiedereinführung stark zu ma-
chen. „Wir können damit nicht warten, 
bis es tatsächlich in Deutschland zu ei-
nem Terroranschlag kommt“, betonte 
Plickert gegenüber den Medien.
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Noch gibt es ein Zeitfenster. 
Aber wir müssen es nutzen!

Zwölf Menschen sind dem Terroranschlag auf 
die Pariser Satirezeitschrift Charlie Hebdo zum 
Opfer gefallen, vier Geiseln wurden in dem jüdi-
schen Supermarkt getötet. Dass es einen ver-
gleichbaren brutalen Terroranschlag in Deutsch-
land bisher nicht gegeben hat, ist nicht nur der 
Arbeit unserer Sicherheitsbehörden zu verdan-
ken, sondern auch dem puren Zufall. Erklärun-
gen wie die des SPD-Fraktionsvorsitzenden 
Thomas Oppermann, die Polizei müsse die aus 
den Kriegsgebieten heimgekehrten fanatisierten 
Islamisten nur ordentlich überwachen, dann 
werde hierzulande schon nichts passieren, sind 
deshalb an Zynismus kaum zu überbieten. Das gilt auch für die Äußerung von 
Bundesjustizminister Heiko Maas, dem zur Forderung nach der Vorratsdaten-
speicherung vor laufenden Kameras nur der Satz einfiel: „Was soll das?“ Ver-
bunden mit dem zynischen Hinweis, dass auch in Frankreich die dort prakti-
zierte Vorratsdatenspeicherung den Opfern nicht geholfen hätte. Wer sich mit 
derart plumpen Argumenten jeder ernsthaften Debatte um einen besseren Ter-
rorschutz in Deutschland entzieht, hat den Ernst der Situation nicht erkannt. 
Das ist fahrlässig. Denn wir dürfen nicht darauf warten, bis es auch in Deutsch-
land zu einem schweren Terroranschlag kommt, bevor wir endlich handeln. 
Sondern wir müssen die Zeit nutzen, in der es noch Raum für den ernsthaften 
Austausch von Argumenten gibt, in der wir den Schutz vor Terroranschlägen 
und den Schutz von Bürgerrechten gemeinsam in den Blick nehmen können. 
Zur Vorratsdatenspeicherung ist seit Jahren alles gesagt, was man sagen kann. 
Sie ist kein Angriff auf die Freiheit, sondern ein Instrument zu ihrem Schutz. 
Auch dass der Abbau von immer mehr Polizisten den Straftätern dient und 
nicht den Bürgern, ist längst bekannt. Was muss nach Paris eigentlich noch 
passieren, damit diese simplen Wahrheiten auch bei der Politik ankommen? 
Das gilt übrigens auch für die dritte Baustelle: den Verfassungsschutz. Wer ihn 
abschaffen oder in seiner Kompetenz einschränken will, wie das DIE LINKE 
und Teile von Bündnis 90/Die Grünen immer wieder fordern, muss erklären, auf 
welchen Erkenntnissen eine Terrorabwehr in Zukunft stattdessen fußen soll?

Dass Polizei und Verfassungsschutz einer en-
gen parlamentarischen Kontrolle unterliegen 
und dass sie nach Recht und Gesetz handeln 
müssen, ist dabei eine Selbstverständlichkeit. 
Aber ihnen die notwendigen Instrumente und 
das notwendige Personal zu entziehen, weil das 
bei der eigenen Wählerklientel vermeintlich gut 
ankommt, nutzt den Extremisten, nicht der Frei-
heit. Darüber sollten wir nach Paris endlich ehr-
lich diskutieren.

Arnold Plickert,
 Landesvorsitzender

Handlungsbedarf sieht die GdP auch 
bei der Vernetzung der Sicherheits- 
und der Verfassungsschutzbehörden in 
Europa. Nicht von ungefähr waren es 
Ermittlungserkenntnisse der USA, die 
am 10. Januar in Dinslaken zur Fest-
nahme eines mutmaßlichen IS-Kämp-
fers geführt haben, und nicht Erkennt-
nisse von EU-Behörden. Dass selbst 
unter besseren Rahmenbedingungen 
die Verhinderung von Terroranschlä-
gen trotzdem keine leichte Aufgabe ist, 

zeigt eine simple Zahl: Um einen einzi-
gen der akut als Gefährder geltenden 
Islamisten rund um die Uhr überwa-
chen zu können, sind 25 Polizisten er-
forderlich. Bei 40 akuten Gefährdern in 
NRW beläuft sich die Zahl der benötig-
ten Staatsschützer bereits auf 1000. 
Eine Zahl, die mehr als deutlich die 
Grenzen herkömmlicher Polizeiarbeit 
aufzeigt. Wird ihre Personalausstatung  
nicht erweitert, stößt die Polizei des-
halb schnell an ihre Grenzen.

Für die Einsatzhundertschaften in NRW 
gibt es nur 13 Wochenenden im Jahr, an 
denen kein Dienst angeordnet werden darf. 
In einem Teil der Hundertschaften galt das 
im vergangenen Jahr sogar nur an zwölf 
Wochenenden. Trotzdem wurde 2014 das 
erlassfreie Wochenende der Einsatzhun-
dertschaften 69 Mal gestrichen. 45 Mal 
mussten zwei Züge oder die komplette 
Hundertschaft arbeiten, obwohl ihnen ein 
arbeitsfreies Wochenende zugesichert 
worden war, in 24 Fällen galt das zumin-
dest für einen Zug. 
Die GdP fordert deshalb vom Innenministe-
rium, dass diese unselige Praxis endlich 
beendet wird. „Auch die Mitglieder der 
Hundertschaften haben ein Recht auf ein 
Mindestmaß an planbarer Freizeit“, betont 
GdP-Landesvorsitzender Arnold Plickert.
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Nach dem erfolgreichen Probelauf in 
Hessen ist auch in NRW die Zeit reif, 
um den Einsatz von Bodycams in ei-
nem eigenen Probelauf zu testen. Dar-
auf hat GdP-Landesvorsitzender Ar-
nold Plickert am 13. Januar bei einer 
Anhörung des Düsseldorfer Innenaus-
schusses hingewiesen. Plickert, der 
Ende vergangenen Jahres extra eine 
Nachtschicht in Frankfurt begleitet hat-
te, wies vor allem auf deutlichen Rück-
gang der Gewalt gegen Polizisten hin, 

Bodycam: Zeit ist reif für Probelauf in NRW
der durch den Einsatz der Bodycams in 
Hessen erreicht wurde. 

Die dort für das Modellprojekt ge-
wählten Eckpunkte stellen aus Sicht 
der GdP auch eine passende Grundla-
ge für einen Probelauf in NRW dar:

• Der Einsatz geschieht nur offen 
und anlassbezogen durch die mit der 
Kamera ausgestatteten Beamtinnen 
und Beamten.

• Alle gespeicherten Daten werden 
unmittelbar nach Dienstende gelöscht, 

wenn sie nicht zur Strafverfolgung be-
nötigt werden.

• Die Entscheidung über die Lö-
schung oder Speicherung der Daten 
erfolgt nach dem Vier-Augen-Prinzip.

Weil beim Einsatz der Body-Cam die 
deeskalierende Wirkung im Vorder-
grund steht, lehnt die GdP einen ver-
deckten Einsatz der Kameras ab. „Das 
Verfahren muss für die Bürger transpa-
rent und nachvollziehbar sein“, erklär-
te Plickert.

Nach der Ende vergangenen Jahres veröffentlichten mittelfristigen 
Finanzplanung steigen die Steuereinnahmen des Landes bis 2018 von 
47,0 Milliarden Euro auf 54,7 Milliarden Euro. Das sind 7,7 Milliarden 
Euro mehr. Im gleichen Zeitraum sollen nach dem Willen der rot-grü-
nen Landesregierung die Personalausgaben nur um 2,8 Milliarden 
Euro steigen. Ihr Anteil an den Steuereinnahmen würde dadurch von 
49,3 Prozent auf 47,4 Prozent sinken. Mit anderen Worten: Die 
Beschäftigten sollen in den kommenden Jahren erneut für einen 
erheblichen Teil der Sanierungskosten des Landes aufkommen.

Auf den ersten Blick sitzt die rot-grüne 
Landesregierung bei den Tarifverhand-
lungen für die Beschäftigten der Länder, 
die am 16. Februar in Potsdam beginnen, 
noch nicht einmal mit am Tisch, denn mit 
Jens Bullerjahn (Sachsen-Anhalt), Peter-
Jürgen Schneider (Niedersachsen) und 
Georg Umland (Sachsen) haben andere 
Bundesländer die Verhandlungsführung 
inne. Aber bei den internen Abstimmun-
gen der Länder spielt NRW als bevölke-
rungsreichstes Bundesland natürlich 
eine zentrale Rolle. Deshalb sieht die 
GdP Ministerpräsidentin Hannelore 
Kraft (SPD) in der Tarifrunde 2015 in der 
Pflicht – nicht nur was das Ergebnis für 
die Tarifbeschäftigten betrifft, sondern 
auch bei der anschließenden Übertra-
gung des Tarifabschlusses auf die Beam-
tinnen und Beamten und die Pensions-
empfänger. Schließlich sprudeln die 
Steuereinnahmen des Landes nach wie 
vor kräftig.

Bereits im vergangenen Jahr hatte 
Kraft zugesichert, dass sie nach dem Ta-
rifabschluss mit den Gewerkschaften 
Gespräche über die Übernahme des Ab-
schlusses für die Beamten führen wird. 
Fällt das Tarifergebnis hoch aus, profitie-
ren auch die Beamten und die Ruhege-
haltsempfänger davon. Deshalb wird die 
GdP im Laufe der Tarifrunde nicht nur 
die Tarifbeschäftigten, sondern auch die 
Beamten und die Pensionäre zu Aktio-
nen und Demonstrationen aufrufen. 
Wann es im Einzelnen dazu kommt, 
hängt vom Verlauf der Tarifrunde ab. In 
dem Fall aber ist bereits jetzt im unmittel-
baren Vorfeld der dritten und wahr-
scheinlich entscheidenden Verhand-
lungsrunde am 16. bis 17. März mit 
größeren Aktionen zu rechnen. Gemein-

GdP will Tarifrunde zur Nagelprobe für die 
Glaubwürdigkeit von Rot-Grün machen

sam mit ver.di und der Bildungs- 
gewerkschaft GEW will die GdP 2015 
eine Einkommenserhöhung von 5,5 Pro-
zent durchsetzen, mindestens aber von 
175 Euro im Monat sowie eine verbindli-
che Verlängerung der Übernahmerege-
lung für die Auszubildenden. Vergleich-
bare Forderungen machen derzeit auch 
die Industriegewerkschaften geltend. So 
will zum Bespiel die IG Metall für die 3,5 
Millionen Beschäftigten der Metall- und 
Elektroindustrie in diesem Jahr ebenfalls 
eine Einkom-
menserhöhung 
von 5,5 Prozent 
erreichen. „Der 
Vergleich mit den 
Industriegewerk-
schaften zeigt: 
Unsere Forderung 
passt gut in die ta-
rifpolitische Land-
schaft. Schließlich 
hat auch im öf-
fentlichen Dienst 
Arbeit ihren 
Wert“, gibt sich 
Jutta Jakobs, die 
Tarifexpertin des 
Geschäftsführen 
Landesbezirks-
vorstands der 
GdP, zuversicht-
lich, dass es in 
Potsdam zu einem 
guten Abschluss 
kommen wird. 
Trotzdem warnt 
sie: „Die Länder 
werden gleich zu 
Beginn der Ver-
handlungen mit 

der Keule der Schuldenbremse drohen, 
auch wenn sie wissen, dass der öffentli-
che Dienst ohne eine kräftige Einkom-
menserhöhung als Arbeitgeber keine 
Zukunft hat. Wie das Ergebnis ausfällt, 
hängt deshalb vor allem davon ab, ob wir 
während der laufenden Verhandlungen 
in der Öffentlichkeit genug Druck entfal-
ten.“ 

Alle Aktionen werden frühzeitig über 
die GdP-Homepage angekündigt: www.
gdp-nrw.de.
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7500 Wohnungseinbrüche werden jedes Jahr 
in NRW aufgeklärt, mehr als in jedem 
anderen Bundesland. Allerdings entfällt auf 
NRW mit 55 000 Fällen auch ein Drittel aller 
Einbrüche in Deutschland. 2013 lag die 
Aufklärungsquote in NRW bei 13,6 Prozent. 
Nur in Baden-Württemberg, Schleswig-Hol-
stein, Bremen, Berlin und Hamburg ist sie 
noch niedriger. Nach der bislang noch nicht 
veröffentlichten Kriminalstatistik für 2014 
ist sie im vergangenen Jahr allerdings leicht 
auf 16 Prozent gestiegen. Ein Indikator, dass 
der Strategiewechsel der NRW-Polizei bei der 
Bekämpfung der Einbruchskriminalität zu 
wirken beginnt. Um diesen Trend zu 
verstärken, drängt die GdP darauf, dass die 
in den letzten Jahren entwickelten Auswerte-
verbünde ausgebaut und die Kontrolldichte 
der Polizei erhöht wird .

Die GdP sieht in den neuesten 
Zahlen einen Indikator dafür, dass 
die in den vergangenen Jahren in 
NRW entwickelten neuen Fahn-
dungsmethoden bei der Bekämp-
fung von Einbrechern langsam zu 
greifen beginnt. Bei einer Experten-
anhörung Mitte Februar im Düssel-
dorfer Innenausschuss hat die GdP 
deshalb dafür plädiert, den bisheri-
gen Strategiemix aus dem Aufbau 
von Auswerteverbünden, der Erhö-
hung der Polizeipräsenz zu ein-
bruchsrelevanten Tageszeiten und 
von nicht angemeldeten großflächi-
gen Kontrollen weiter auszubauen. 
Das sei wesentlich zielführender als 
die populär klingende Forderung 
nach einer pauschalen Aufstockung 
der Einbruchdezernate zulasten an-
derer Bereiche der Polizeiarbeit. 

„Grundsätzlich treten wir natür-
lich für eine Stärkung der Ein-
bruchsdezernate ein. Aber eine rei-
ne Umschichtung zulasten anderer 
Deliktfelder bringt uns in der Krimi-
nalitätsbekämpfung keinen Schritt 
weiter, weil der Personalmangel nur 
in andere Bereiche verschoben wird, 
wo dann die Kriminalität explo-
diert“, sagte der GdP-Landesvorsit-
zende Arnold Plickert vor dem Aus-
schuss. In ihrer Stellungnahme 
spricht sich die GdP stattdessen für 
eine Reihe von Veränderungen im 
Detail aus. 

Statt einer punktuellen Verstär-
kung der mit Wohnungseinbrüchen 
befassten Dienststellen nach dem 
Gießkannenprinzip fordert die GdP, 
die begrenzten Personalressourcen 
der Polizei vor allem für nicht ange-
kündigte Aktionen, überraschende 
Schwerpunktkontrollen und eine 

Neue Strategie gegen 
Einbrecher zeigt Erfolge 

Bei den Wohnungseinbrüchen belegt Nordrhein-Westfalen im Länderver-
gleich einen der hintersten Plätze. Auch bei der Aufklärungsquote dümpelt 
das Land nur im unteren Mittelfeld. Vor allem bei den reisenden Einbrecher-
banden, die die Anonymität der Großstädte und die gute Infrastruktur in 
NRW nutzen, kommen die Ermittler oft nicht zum Erfolg. Dass der Kampf 
gegen die Einbrecherbanden trotzdem nicht erfolglos ist, zeigt die bisher 
noch nicht veröffentlichte Kriminalstatistik für 2014. Danach ist die Zahl 
der Wohnungseinbrüche in NRW im vergangenen Jahr nach Jahren des 
Anstiegs erstmals um drei Prozent gesunken (– 1500 Fälle). Die Zahl der 
Tageswohnungseinbrüche sank sogar um sieben Prozent. Die Aufklärungs-
quote stieg von 13,6 auf 16 Prozent. 

verstärkte Streifentätigkeit in be-
sonders gefährdeten Wohnberei-
chen zu nutzen. Gerade in den Mo-
naten mit hoher Deliktsdichte 
(November bis März) müsste dazu 
auch die Bereitschaftspolizei einge-
setzt werden. Zudem fordert die 
GdP, dass die bei Einbrüchen ge-
sammelten DNA-Spuren in Zukunft 
sofort ausgewertet werden, um in 
die weitergehenden Ermittlungen 
einfließen zu können. „Personal-
mangel beim Kriminaltechnischen 
Institut des LKA darf nicht dazu füh-
ren, dass Täter nicht belangt wer-
den können“, heißt es dazu in der 
Stellungnahme der GdP. 

Handlungsbedarf sieht die GdP 
auch bei der Dokumentationspflicht 
bei Gebrauchtwarenhändlern. Seit 
dem Wegfall dieser Pflichten sind 
die Chancen zum Wiederauffinden 
von Diebesgut deutlich gesunken. 
Deshalb fordert die GdP eine Wie-
derherstellung der alten Rechtsla-
ge. Zudem dringt sie darauf, dass 
Wohnungseigentümer mehr in den 
Einbruchschutz investieren. Analog 
zur Rauchmelderpflicht sei eine 
Aufnahme von Mindeststandards 
zur Einbruchssicherheit in die Lan-
desbauordnung sinnvoll. Zudem 
könnten die Versicherungsunter-
nehmen Investitionen in den Ein-
bruchschutz durch günstigere Prä-
mien fördern. Auch wenn die 
notwendigen Investitionen in den 
Einbruchschutz die Ersparnis bei 
den Versicherungsprämien mit Si-
cherheit bei Weitem übersteigt, 
könnte davon ein zusätzlicher Ap-
pell an die Wohnungseigentümer 
und die Mieter ausgehen, ihre 
Wohnung besser zu schützen.
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Wer bei einer Geschwindigkeit von 
80 km/h nur zwei Sekunden abge-
lenkt wird, ist knapp 45 Meter im 
Blindflug unterwegs. Beim Telefonie-
ren während der Fahrt steigt das Un-
fallrisiko um das zwei- bis fünffache. 
Zwar ist das Telefonieren über eine 
Freisprechanlage erlaubt, wenn bei-
de Hände zum Lenken und Schalten 
zur Verfügung stehen – sicher ist aber 
auch das nicht. Trotzdem werden je-
den Tag tausende von SMS-Nach-
richten während des Autofahrens ver-
fasst, wird stundenlang mit dem 
Handy am Ohr telefoniert, als wenn 
es nie eine Freisprechanlage gegeben 
hätte. Selbst Fußgänger laufen in ihr 
Smartphone vertieft immer häufiger 

Abgelenkt! Handy- und Smart- 
phone-Nutzung im Straßenverkehr

GdP-Verkehrsforum am 11. März 2015

blind auf die Straße. Mit verheeren-
den Folgen. 

Die Ablenkung im Straßenverkehr 
durch Handys und Smartphones steht 
deshalb im Mittelpunkt des diesjähri-
gen GdP-Verkehrsforums am 11. 
März in Düsseldorf. Verkehrsexper-
ten der Polizei und des Deutschen 
Verkehrssicherheitsrates, Verkehrs-
psychologen und Juristen diskutieren 
zusammen mit Polizeipraktikern dar-
über, welche Gefahren von der Han-
dy- und Smartphone-Nutzung dro-
hen, wie die aktuelle Entwicklung 
nicht nur in Deutschland, sondern 
auch in anderen europäischen Län-
dern aussieht und welche wirksamen 

3. 2., 10. BePo-Fußballturnier des 
Landesbezirks NRW, Düsseldorf, An-
meldung: Tel.: 02 11/2 91 01 12.

4. 2., Mitgliederversammlung der 
Kreisgruppe Soest, 17 Uhr, Restaurant 
Ortwein, Bökenförder Str. 18, Lipp-
stadt.

16. 2., Tarifrunde für die Beschäftig-
ten der Länder, Verhandlungsauftakt, 
Potsdam.

5. 3., Skat- und Doppelkopfturnier 
der Kreisgruppe Heinsberg. 15 Uhr, 
Kantine der Kreisverwaltung, Valken-
burger Str. 45, Heinsberg.

8. 3., GdP-Skatturnier der Kreisgrup-
pe Düren, 16 Uhr. Anmeldung und In-
formationen: Tel. 0 24 21/9 49-40 00.

8. 3., Schneetreff des GdP-Landesbe-
zirks NRW, Alpincenter Bottrop, Cou-
pons sind ab Anfang Februar über die 
örtlichen Kreisgruppen erhältlich.

11. 3., GdP-Forum Verkehrspolitik, 
Düsseldorf. Anmeldung: Tel.: 02 11/ 
2 91 01 14.

18. 3., Skatturnier der Kreisgruppe 
Märkischer Kreis, 16 Uhr, Haus Lenne-
stein, Werdohler Str. 15, Altena. An-
meldung: Tel. 0 23 71/91 99-88 01.

18. 3. Mitgliederversammlung der 
Kreisgruppe Siegen-Wittgenstein, 17 
Uhr, Gaststätte Eichener Hamm, Kreuz-
tal.

26. 3., Mitgliederversammlung mit 
Jubilarehrung der Kreisgruppe Duis-
burg. 14 Uhr, Café Museum, Friedrich-
Wilhelm-Str. 64, Duisburg.

GdP aktiv 

Die GdP finanziert ihre Leistungen 
über die Beträge ihrer Mitglieder. 
Nachdem die GdP Mitte August ver-
gangenen Jahres nach einem langen 
Streit mit der Landesregierung am 
Verhandlungstisch doch noch durch-
gesetzt hat, dass der Tarifabschluss 
2013/14 in großen Teilen auch für die 
Beamtinnen und Beamten und für die 
Versorgungsempfänger oberhalb der 
Besoldungsgruppe A 10 übernommen 
worden ist, ist im Dezember bei allen 
betroffenen Beamten die Besoldung 
deutlich erhöht worden. Für die davor 
liegenden Monate gab es zum 
Teil beträchtliche Nachzahlungen. 
Die GdP-Satzung sieht vor, dass 

Beiträge angepasst
parallel zu Erhöhung der Einkommen 
auch die Mitgliedsbeiträge der GdP 
angepasst werden. Die neuen Mit-
gliedsbeiträge gelten ab der ersten 
Quartalszahlung 2015. Dazu Landes-
kassierer Lorenz Rojahn: „Auch wenn 
unsere Mitglieder für 2013 und 2014 
zum Teil erhebliche Nachzahlungen 
erhalten haben, haben wir die Mit-
gliedsbeiträge bewusst erst zu dem 
Zeitpunkt an die Einkommenserhö-
hung angepasst, an dem alle betroffe-
nen Mitglieder die Nachzahlung be-
reits auf dem Konto hatten.“

Die aktuelle Beitragstabelle steht 
auf der Homepage des Landesbe-
zirks: www.gdp-nrw.de (Leistungen).

Gegenstrategien zur Verfügung ste-
hen, um der zunehmenden Gefähr-
dung der Verkehrssicherheit durch 
das Handy etwas entgegenzusetzen. 
Auch die rechtliche Dimension der 
Verkehrsgefährdung durch die Han-
dynutzung wird in dem Forum aufge-
griffen. Einer der Fragen dabei lautet: 
Darf die Polizei nach einem Crash das 
Handy kassieren? Und wie sieht die 
konkrete Handlungspraxis der Polizei 
im Bereich von Gefahrenabwehr und 
Strafverfolgung in diesem Themen-
feld aus? 

Beginn des eintägigen Verkehrsfo-
rums im Bürgersaal der Düsseldorf 
Bilk Arcaden ist um 10 Uhr. Die Teil-
nahme am Forum ist sonderurlaubs-
fähig.

Infos und Anmeldung: Martin Vol-
kenrath, Telefon 02 11 /2 91 01 42, E-
Mail: martin.volkenrath@gdp-nrw.de.

Foto: picture alliance



LANDESJOURNAL Nordrhein-Westfalen

6  2 – 2015 Deutsche Polizei

DEUTSCHE POLIZEI
Ausgabe:
Landesbezirk Nordrhein-Westfalen

Geschäftsstelle:
Gudastraße 5–7, 40625 Düsseldorf
Postfach 12 05 07, 40605 Düsseldorf
Telefon (02 11) 2 91 01-0
Internet: www.gdp-nrw.de
E-Mail: info@gdp-nrw.de

Redaktion:
Stephan Hegger (V.i.S.d.P.)
Uschi Barrenberg (Mitarbeiterin)
Gudastraße 5–7, 40625 Düsseldorf
Telefon: (02 11) 2 91 01 32
Telefax: (02 11) 2 91 01 46
E-Mail: stephan.hegger@gdp-nrw.de

Verlag und Anzeigenverwaltung:
VERLAG DEUTSCHE
POLIZEILITERATUR GMBH
Anzeigenverwaltung 
Ein Unternehmen der 
Gewerkschaft der Polizei
Forststraße 3a, 40721 Hilden
Telefon (02 11) 71 04-1 83
Telefax (02 11) 71 04-1 74
Verantwortlich für den Anzeigenteil: 
Antje Kleuker
Es gilt die Anzeigenpreisliste Nr. 37
vom 1. Januar 2015
Adressverwaltung: 
Zuständig sind die jeweiligen 
Geschäftsstellen der Landesbezirke.

Herstellung:
L.N. Schaffrath GmbH & Co. KG
DruckMedien
Marktweg 42–50, 47608 Geldern
Telefon (0 28 31) 3 96-0
Telefax (0 28 31) 8 98 87

ISSN 0170-6462

Redaktionsschluss für die März- 
Ausgabe ist der 10. Februar 2015.

GdP-Service GmbH NRW:
Gudastraße 9, 40625 Düsseldorf
Telefon: (02 11) 2 91 01 44/45
Telefax: (02 11) 2 91 01 15
Internet: www.gdp-reiseservice.de
E-Mail: pinguin@gdp-reiseservice.de

90. Geburtstag

  6.2. Ilse Pohl, Waldbröl
  8.2. Hans Mai, Mönchengladbach
  8.2. Gerda Meinel, Niederzier
  9.2. Hildegard Vehlken, Dorsten
11.2. Christa Waldorf, Bonn
19.2. Brigitta Sennefelder, Aachen

91. Geburtstag

  1.2. Edith Brackelmann, Kamen
  6.2.  Ursula Böhmert, Hannover 

Ruth Zimmer, Wuppertal
12.2. Adelheid Gresens, Bottrop
15.2. Sophie Hermann, Dortmund
20.2.  Hans Beumers, 

Mönchengladbach
27.2. Hildegard Unterfeld, Schwerte
28.2. Heinrich Kraemer, Essen

Die GdP gratuliert
92. Geburtstag

13.2. Maria Vollmuth, Duisburg
26.2. Karl Langhorst, Schöppingen
27.2. Walter Dzubilla, Kaiserslautern

93. Geburtstag

  4.2. Manfred Plass, Bielefeld 
12.2.  Erna Brocke, Köln 

Gertrud Palka, Dortmund
22.2. Jakob Michels, Herne
23.2. Hedwig Lotzmann, Remscheid
27.2. Nikolaus Kirch, Aachen
28.2. Maria Arendt, Dahlem

94. Geburtstag

  5.2. Theresia Quante, Paderborn
10.2. Lieselotte Müller, Dortmund
15.2. Maria Bergmann, Mettmann
20.2. Silvia Koebrügge, Billerbeck
24.2. Elisabeth Meister, Herten
26.2  Helga Geicht, 

Colorado Springs/USA

95. Geburtstag

  5.2.  Wilhelmine Hänsdieke, 
Düsseldorf

97. Geburtstag

27.2. Margarete Rode, Solingen

Der Geschäftsführende Landesbezirksvorstand der GdP NRW 
wünscht allen Jubilaren alles Gute und recht viel Gesundheit

Auch die Zivilwagen der Polizei 
werden in NRW in Zukunft standard-
mäßig mit einem Schutz gegen 
Falschbetankung ausgerüstet. Das 
hat das Innenministerium Anfang Ja-
nuar auf Initiative der GdP entschie-
den. 

Mit dem neuen Tankschutz soll 
verhindert werden, dass Dieselfahr-
zeuge versehentlich mit Benzin be-
füllt werden. 
Weil bei der 
Polizei Diesel- 
und Benzin-
F a h r z e u g e 
häufig parallel 
zueinander be-
nutzt werden, 
oft sogar bei 
typengleichen 
Fahrzeugen, 
ist es in der 
Vergangenheit 
immer wieder 
zu Fällen von 

Auch Zivilwagen in 
Zukunft mit Schutz gegen 

Falschbetankung
Falschbetankung gekommen. Auf die 
betroffenen Kollegen kamen an-
schließend erhebliche Regressforde-
rungen der Behörde zu. Trotzdem 
hatte das Innenministerium bis zum 
Schluss versucht, die Verpflichtung 
zum Einbau eines Falschbetankungs-
schutzes aus dem Anforderungskata-
log für die Neubeschaffung von Zivil-
fahrzeugen herauszuhalten. Am Ende 

war das 
Ministeri-
um aber 
am hartnä-
ckigen Wi-
d e r s t a n d 
des Haupt-
persona l -
rates ge-
sche i te r t , 
der der Be-
schaffungs-
vorlage zu-
s t i m m e n 
muss.
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Glücksnummern 
des Monats

45 28613 Lisa Plum, Aachen 
45 45865  Michael Murawski, 

Dortmund
45 87995 Thomas Kaster, Bochum 
45 27334 Detlef Filthaus, Unna

Die Gewinner erhalten eine 
GdP-Armbanduhr „Auto“.

Alle Highlights auf einen Blick. Im Eventkalender der GdP 
werden das ganze Jahr über tolle Veranstaltungen und 
Angebote angeboten – exklusiv für unsere Mitglieder. Ob eine 
spannende Lesung mit den Krimi-Cops, ein rasantes Vier-Stun-
den-Kartrennen in Gevelsberg oder der traditionelle Familien-
tag, dieses Jahr bei den Karl-May-Festspielen in Elspe. Für 
jeden Geschmack ist was dabei. Viele gute Möglichkeiten, mit 
Kolleginnen und Kollegen, der Familie und Freunden eine tolle 
Zeit zu verbringen. 
Den Eventkalender 2015 gibt’s ab sofort vor Ort an den 
Schwarzen Brettern der Kreisgruppen und zum Download auf 
der GdP-Homepage.
Nähere Informationen zu allen Veranstaltungen: 
GdP-Hotline 02 11/2 91 01 10

Kreisgruppe Coesfeld
25. Februar, Werksbesichtigung Erko Classics GmbH, Telgen-

kamp 23, 48249 Dülmen, Treffpunkt: 14 Uhr. Anschließend gemein-
sames Kaffeetrinken im DRK-Heim, August-Schlüter-Str. 32, 
48249 Dülmen.

Kreisgruppe Köln
19. Februar, Kriminalhauptkommissarin Angelika Platthaus vom 

KK Kriminalprävention/Opferschutz zum Thema Sicherheit im Al-
ter. Partner oder Angehörige sind ebenfalls eingeladen. Treffpunkt: 
14 Uhr, Pfarrsaal St. Georg, Waidmarkt/Ecke Georgstr., 
50676 Köln.

Kreisgruppe Unna
4. März, Wahl des Seniorenvorstandes, Treffpunkt: 15 Uhr, Evan-

gelisches Gemeindehaus Südkamen, Perthesstr. 8, 59174 Kamen.
Regelmäßige Seniorentreffen 2015
Nach Redaktionsschluss für den Seniorenkalender 2015 hat die 

Kreisgruppe Köln ihre Seniorentreffen festgelegt. Die Kreisgruppe 
Gelsenkirchen muss drei Seniorentermine um eine Woche nach hin-
ten verschieben. Alle übrigen Termine stehen im gedruckten Senio-
renkalender, der auch auf der Homepage zum Download bereit 
steht: www.gdp-nrw.de.

Kreisgruppe Köln
Jeden dritten Donnerstag im Monat, 14 Uhr, außer an Karneval, 

an Feiertagen und in den Ferien, Treffpunkt: Pfarrsaal St. Georg, 
Waidmarkt/Ecke Georgstr., 50676 Köln. Partner sind ebenfalls zu 
den Treffen eingeladen.

Beratungstermine je-
den ersten und dritten 
Dienstag im Monat, 9:30 
bis 12:30 Uhr, Polizeiprä-
sidium Köln, Walter-Pau-
li-Ring 2–6, 51103 Köln, 
Telefon: 02 21/2 29-20 81.

 Kreisgruppe 
Gelsenkirchen
geänderte Termine:
Montag, 9. März 2015, 

Montag, 8. Juni 2015, 
Montag, 14. September 
2015; sonst immer am 1. 
Montag im Monat.

Senioren aktuell

NACHRUFE

Ingeborg Peters 12.8.1925 Essen/Mülheim
Karl-Dieter Abelein 15.11.1940 Dortmund
Josefine Koll 31.1.1922 Regio Köln
Martha Kaufmann 28.8.1919  Autobahnpolizei 

Düsseldorf
Helmut Sporkmann 7.4.1927 Lippe
Heinrich Lenzen 19.3.1952 Aachen
Maria Panz 17.5.1918 Duisburg
Werner Fitzek 3.9.1930 Hochsauerlandkreis
Gerhard Bellinghausen 16.7.1938 Essen/Mülheim
Peter Mosch 6.8.1924 Duisburg

Karl Gärtner 27.4.1929 Minden-Lübbecke
Wilhelm Lang 7.12.1936 Dortmund
Helene Gerads 24.9.1939 Aachen
Fredy Pettche 1.11.1931 Bochum
Heribert Köster 8.4.1932 Bonn
Dieter Hoppe 27.2.1959 Steinfurt
Gerhard Krix 12.2.1931 Bochum
Hans-Jürgen Grigo 29.2.1948 Innenministerium NW
Anni Zahlmann 13.6.1921 Heinsberg


